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Von der Raumstadt zur Sozialen Stadt
Die Entwicklung problematischer Stadtteile –
Beispiel Nordweststadt in Frankfurt am Main

■ Therese Neuer-Miebach

In vielen deutschen Großstädten stellen
gerade die in den Nachkriegsjahren ent-
standenen Stadtteile problematische
Wohnquartiere dar. Die sozialräumlichen
Bedingungen in diesem Wohnumfeld
scheinen eher dazu angetan, die gesell-
schaftlichen Chancen von Menschen zu
hemmen als sie erhöhen. Die Nordwest-
stadt in Frankfurt am Main ist ein Bei-
spiel.

Die Nordweststadt in Frankfurt am Main
ist die gebaute Vorstellung der 1950er
und 1960er Jahre von Wohnbedingun-
gen, Geborgensein und Lebensqualität
der kleinbürgerlichen städtischen Familie
in Erwartung stetiger Verbesserung der
sozio-ökonomischen Entwicklungsbedin-
gungen*.

Gründe für den Entwurf der Raum-
stadt Nordweststadt durch den Frankfur-
ter Architekten Schwagenscheidt waren
die kriegsbedingte Zerstörung großer Tei-
le des innerstädtischen Wohnungsbestan-
des, Bevölkerungszunahme infolge von
Flucht und Geburtenanstieg sowie der
steigende Wohnflächenbedarf. Bereits
1949 hatte er dieses Konzept entworfen,
das nicht nur architektonisch-gestalteri-
sche Ideen im Wohnungsbau realisieren
wollte. Dahinter stand das gesellschafts-
politische Leitbild einer aufstrebenden li-
beralen Stadtgesellschaft, die Individua-
lität und Pluralität zulässt – ein Zu-
sammenleben unterschiedlicher Schichten
im »offenen Raum«, eine Synthese von
Verschiedenartigkeit und Vielfalt, von
Nähe und Distanz (Kampffmeyer 41,
105).

Dieses Konzept setzt nicht nur ökono-
mische Aufwärtsentwicklung voraus,
sondern auch den aktiven, zielstrebigen
Bürger, der seinen Beitrag zum Bruttoso-
zialprodukt erbringt und dafür in den Ge-
nuss sozialstaatlicher Sicherung kommt.
Die räumliche Nähe unterschiedlicher so-
zialer Schichten – heute würde man eher
von sozialer Mischung sprechen – gehör-
te zur Vorstellung eines dynamischen

Prozesses des Zusammenlebens im Stadt-
teil.

In der Frankfurter Nordweststadt als
systematisch konstruierte Stadt in der
Stadt für mehr als 25.000 Einwohner,
wurden zwischen 1962 und 1972 zirka
7.800 Mietwohnungen und rund 800 Ei-
genheime gebaut – etwa 100 unterschied-
liche Wohnungs- und Hausgrundrissty-
pen auf einer Fläche von 170 Hektar. Der
größte Teil der Wohnungen (mehr als
6.200 Wohneinheiten), die sowohl im
Standard als auch in der Größe zukunfts-
weisende Maßstäbe setzte, entstand im
Sozialen Wohnungsbau, öffentlich sub-
ventioniert zur Förderung der Woh-
nungsversorgung breiter Schichten der
Bevölkerung.

Zum Konzept des hochwertigen Woh-
nens in intakter Gemeinschaftlichkeit ge-
hörten die aufgelockerte Mischung unter-
schiedlicher Gebäudetypen mit einge-
streuten großzügigen Grün- und
Freiflächen (allein der Martin-Luther-
King-Park mit acht Hektar), die Anlage
des räumlich konzentrierten Infrastruk-
tur- und Dienstleistungszentrums Nord-
westzentrum (zugleich als »bürgerschaft-
licher Mittelpunkt« konzipiert; Kampff-
meyer 92) und dreier dezentral gelegener
sogenannter »Kleine Zentren« sowie ein
differenziertes Vorschul- und Schulange-
bot.

»Frankfurt am Main –
Soziale Stadt«

Es waren insbesondere wohnungswirt-
schaftliche Interessen an der Verwertung
des eigenen Bestandes, die das Bund-Län-
der-Programm »Stadtteile mit besonde-
rem Entwicklungsbedarf – Die Soziale
Stadt« von 1999 angestoßen haben. Auch
das darauf basierende kommunale Pro-
gramm der Stadt Frankfurt am Main
»Frankfurt – Soziale Stadt« wurde maß-
geblich durch Unternehmen der Woh-
nungswirtschaft initiiert, die infolge von
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demografischen, sozio-ökonomischen
und sozio-kulturellen Veränderungen die
Vermietbarkeit ihres eigenen Bestandes
gefährdet sahen.

Erklärtes Ziel des Frankfurter Pro-
gramms ist es, die Wohn- und Lebenssi-
tuation zu verbessern, »positive Zukunft-
sperspektiven von Wohngebieten zu
unterstützen« durch »eine Stärkung des
sozialen Zusammenhalts sowie die Sanie-
rung des baulichen Zustandes der Häuser
und des Wohnumfeldes« (Zuwendungs-
vereinbarung zwischen dem Magistrat
der Stadt Frankfurt und den Trägern des
Quartiermanagements, 2005 und Inter-
netauftritt des Programms). Insgesamt
gab es seit 1999 zehn derartige Quartiers-
projekte in Frankfurt am Main, vier da-
von sind nach fünfjähriger Laufzeit abge-
schlossen. Anfang 2005 wurde die Nord-
weststadt in das Programm »Frankfurt –
Soziale Stadt« aufgenommen.

Besonderer Entwicklungs- und
Sanierungsbedarf in der
Nordweststadt

Die Programmatik der »Sozialen Stadt
Frankfurt« bezieht sich auf sozialstruktu-
relle und städtebauliche Faktoren. Für die
vorliegende Analyse war zu unterschei-
den zwischen politischen Annahmen,
ökonomischen Erwartungen und empiri-
schen Fakten.

Das heutige Image der Nordweststadt
unterscheidet sich wesentlich von dem
vor 40 Jahren: anstelle von Aufstiegs-
orientierung steht heute soziales Risiko
für viele der Bewohnerinnen und Bewoh-

ner, anstelle von gehobenem Wohnen
steht heute eine wenig attraktive Wohn-
adresse.

Faktum ist, dass das soziale und fami-
lienpolitische Leitbild des Konstrukts
Nordweststadt und seine städtebauliche
Umsetzung den heutigen Realitäten ver-
änderter Lebensbedingungen von Fami-
lien und den pluralen Lebensentwürfen
und Wohnbedürfnissen nicht mehr ent-
spricht: Heute wohnen in der Nordwest-
stadt weniger, andere und ärmere Men-
schen, bedingt durch lebenszyklische Ent-
wicklung bei den alteingesessenen und
der instabilen sozio-ökonomischen und
kulturellen Ausstattung der zugezogenen
Haushalte. Zu den wenigen bekannten
Eckdaten sozialstruktureller Veränderung
gehören, ähnlich wie in vergleichbaren
Gebieten
● die Differenzierung von Erwerbsbio-

grafien (nicht mehr der gut qualifizier-
te, dauerhaft beschäftigte Haushalts-
vorstand ist das Muster für die Siche-
rung des Familieneinkommens)

● die deutliche Zunahme des Anteils alter
deutscher Bewohner (der Anteil der
über 65-Jährigen hat seit 1968 insge-
samt zugenommen von 6,7 auf 20 Pro-
zent im Jahr 1998 (Schader-Stiftung
Datenreport 1998) und

● des Anteils der Menschen mit Migra-
tionshintergrund (der Anteil der Be-
wohner mit ausländischer Staatsange-
hörigkeit erhöht sich von drei Prozent
im Jahr 1970 auf 25 Prozent im Jahr
1996; während der Anteil der Jugend-
lichen insgesamt eher rückläufig zu sein
scheint, erhöht sich der Anteil Jugend-
licher mit Migrationshintergrund er-

heblich; nach aktuellen Schätzungen
des Nachbarschaftsbüros dürften 80
bis 90 Prozent der Kinder einen Migra-
tionshintergrund haben, also minde-
stens ein Elternteil ausländischer Her-
kunft sein).
Dieser Befund ist ein Indiz für die be-

völkerungsstrukturelle Annahme einer
Polarisierung zwischen alten Deutschen
und jungen Migranten. Inwieweit dies
mittelfristig stadtentwicklungsplanerisch
relevant ist, wäre im Rahmen eines inte-
grierten Handlungskonzepts für den
Stadtteil zu prüfen. Die empirische Da-
tenbasis hinsichtlich zentraler sozialwis-
senschaftlicher Risikofaktoren wie Ein-
kommensarmut, niedriges Bildungsnive-
au, hohe Erwerbslosigkeit und
Bevölkerungsfluktuation für die Nord-
weststadt ist zehn Jahre alt und stellt le-
diglich Durchschnittwerte im Vergleich
zu anderen statistischen Bezirken der
Stadt dar. In der sechsstufigen Risikoska-
la der Frankfurter Sozialberichterstattung
rangiert der Stadtteil auf der zweitnie-
drigsten Stufe – also kaum ein Indiz für
besonderen Entwicklungsbedarf.

Die städtebauliche Struktur der Nord-
weststadt hat sich kaum verändert. Die
befragten Vertreter der Wohnungsbau-
unternehmen betonen, die Nordweststadt
sei keineswegs ein markantes Problemge-
biet und die Nachfrage nach Wohnungen
dort sei ungebrochen. Zugleich konstatie-
ren sie einen Modernisierungsbedarf im
Wohnungsbestand und einen erheblichen
Erneuerungsbedarf im Wohnumfeld. Es
sind gerade Stimmen aus der Wohnungs-
wirtschaft, die die kommunalpolitische
Intervention angeregt haben – die Gefahr
des Attraktivitätsverlusts des eigenen
Wohnungsbestandes und die öffentlichen
Fördermöglichkeiten im Blick.

Von kommunalpolitischem Interesse
sollte die Wohnungsbelegung sein.
Immerhin läuft bei 80 Prozent aller öf-
fentlich geförderten Wohnungen die
Mietpreisbindung aus und damit entfällt
die Steuerung der Wohnungsbelegung
durch das städtische Wohnungsamt.

Die Aufnahme des mittleren Bereichs
der Nordweststadt in das kommunale
Programm »Frankfurt – Soziale Stadt«
(mit insgesamt über 10.000 Bewohnern,
gut zwei Drittel der Gesamtbewohner-
schaft) im Jahr 2005 war den Erhebun-
gen zufolge eine politische Entscheidung
zur Prävention des Imageverlustes des
Stadtteils und zur Garantie der Vermiet-
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barkeit des Wohnungsbestandes. Die so-
zialen Risiken von Bewohnern sind dabei
insofern von Belang als angenommen
wird, dass »gute Nachbarschaft« und
Aktivitäten im und für den Stadtteil Füh-
lungsvorteile für Wohnqualität sind.

Quartiermanagement

Träger des Quartiermanagements im
Quartier Nordweststadt ist das Diakoni-
sche Werk für die Stadt Frankfurt. Das
Nachbarschaftsbüro im Quartier ist mit
eineinhalb Stellen – einer Stadtplanerin
und einem Pädagogen – ausgestattet.

Quartiermanagement ist ein neues, we-
nig konturiertes Instrument der klein-
räumlichen Koordination und Vermitt-
lung. Im Unterschied zum Bund-Länder-
Programm konzentriert das Frankfurter
Programm die Funktionen des Quartier-
managements auf die Partizipation der
Bewohnerschaft: Verbesserung der Kom-
munikation (»positive Nachbarschaft«
und »selbsttragende Bewohnerorganisa-
tionen«), Aktivierung von Kompetenzen
und Potenzialen und Anregen von Akti-
vitäten zur Verbesserung der Wohn-, der
Wohnumfeld-Situation und der sozialen
Infrastruktur.

Das Ergebnis der Befragung von Be-
wohner-, Jugend-, Wohnungswirtschafts-,
Sozial- und Schulexperten ist ein breites
Spektrum an teilweise gegenläufigen Er-
wartungen an das Quartiermanagement.
Es sind dies zum einen realistische Wün-
sche: Information über die Möglichkeiten
des Programms, Transport von Bewoh-
nerinteressen in die kommunalpolitischen
und wohnungswirtschaftlichen Entschei-
dungsstrukturen, Initiierung von Bewoh-
nerkommunikation und Bewohnerakti-
vität für Quartiersbelange, Einbeziehung
von Zielgruppen in die Realisierung von
Projekten, Vermittlung von Kontakten zu
Wohnungsbaugesellschaften und Kom-
mune und zwischen beiden.

Zum anderen werden Anforderungen
artikuliert, die den Zeit-, den Kapazitäts-
und den Kompetenzrahmen des Quar-
tiermanagements deutlich überschreiten –
und eher darauf aus zu sein scheinen, ei-
gene Aufgaben zu delegieren oder geeig-
net sind, das Instrument als solches zu
überfrachten. Unter den Prämissen eng
begrenzter fachlicher Zuständigkeit, feh-
lender Einbindung in die politischen Ent-
scheidungsstrukturen und knapp bemes-

sener Projektlaufzeit kann es nicht Aufga-
be des Quartiermanagements sein, bei-
spielsweise die Entwicklung der Sozial-
struktur zu beobachten, das Image des
Stadtteils aufzuwerten, längerfristig
selbsttragende Bewohnerstrukturen in ei-
nem Quartier zu schaffen, in dem die
größte Energie der Bewohner in die Si-
cherung des eigenen Überlebens investiert
werden muss, die bescheidenen Projekt-
mittel zielgenau, effektiv und zugleich
nachhaltig einzusetzen und außerdem
Feuerwehrfunktion zu übernehmen bei
der Beseitigung von Parkierungs- und
Müllproblemen, beim Umgang mit
schwierigen Mietparteien oder bei der
Einhaltung der Hausordnung.

Dies kann nur zu Frustrationen oder
zum in der Sozialen Arbeit hinlänglich be-
kannten Burnout führen. Quartierma-
nagement ist »ein Instrument für strategi-
sche Allianzen zur Umsetzung begrenzter,
gezielter Handlungskonzepte« (Fach-
hochschule Frankfurt am Main, Soziale
Stadt Nordwest, 98). Daher der eindring-
liche Appell an die Kommune in der
Untersuchung, die zeitlichen, finanziellen
und politischen Spielräume des Quartier-
managements realistisch abzustecken.
Zugleich die Empfehlung, seine sozial-
räumliche Reichweite und seine Begren-
zungen, etwa hinsichtlich der Ausbil-
dungs- und Beschäftigungschancen von
Jugendlichen, der Bildungschancen von
Kindern mit Migrationshintergrund oder
der Mietpreisentwicklung im Zuge von
Modernisierungsmaßnahmen, im Rah-
men eines integrierten Handlungskon-
zepts transparent zu machen.

Wohnen im Quartier:
Indizien und Tendenzen

Viele der befragten Bewohner wohnen
sehr lange in der Nordwestdtadt, zwan-
zig, dreißig Jahre. Die Wohnzufriedenheit
ist hoch und die Bereitschaft groß, im und
für das Quartier selbst aktiv zu werden.

Dieser Befund ist jedoch relativ und per se
keineswegs repräsentativ für die Gesamt-
bevölkerung, weil die Auswahl der Be-
fragten erfahrungsgemäß selektiv ist: Es
sind aktivere, offenere Personen, die sich
bereit erklären, an einer solchen, auf Frei-
willigkeit basierenden Untersuchung teil-
zunehmen. Allerdings bestätigen die
Wohnungsunternehmen den Eindruck
hoher Wohnzufriedenheit und unterstrei-
chen ihre eigenen Aktivitäten zur »Mie-
terpflege«. Für sie ist die Nordweststadt
kein verlorenes Terrain; vielmehr machen
sie erhebliche Entwicklungspotenziale im
Stadtteil aus und möchten dazu beitra-
gen, die Bindung der Bewohner an das
Quartier zu erhöhen – ein Faktor, der den

Marktwert des Wohnstandortes zu ver-
bessern verspricht.

Basis gezielter Empfehlungen zur Akti-
vierung von Potentialen und Ressourcen
für die Quartiersentwicklung ist eine vali-
de Analyse von individuellen Bedürfnis-
sen und gesellschaftlichen Notwendigkei-
ten.

In unserer Studie hat sich gezeigt, dass
eine differenzierte, wenngleich keines-
wegs widerspruchsfreie Beobachtung der
Entwicklungstrends sozialer Risiken am
ehesten von den (öffentlichen und freien)
sozialen Trägern in der Nordweststadt
zu erwarten ist. Sie sind es, die eine stei-
gende Zahl der von öffentlichen Trans-
ferleistungen abhängigen Familien, große
Wohnraumenge in Großfamilien, insbe-
sondere mit Migrationshintergrund, eine
Zunahme von Überschuldung und dro-
hendem Wohnungsverlust, von Sucht-
problemen und häuslicher Gewalt be-
merken. Bei Kindern und Jugendlichen
stellen sie vermehrt Ernährungs- und Ge-
sundheitsprobleme fest. Den Anstieg der
Fälle von Erziehungshilfen führen sie
hauptsächlich auf Wohnraumenge, man-
gelnde familiäre Betreuung und schuli-
sche Probleme der Kinder und Jugend-
lichen zurück.

Als grundlegendes Problem wird von
allen befragten Gruppen die Integration

»Das Zusammenleben von alten
Deutschen und jungen Migranten ist
eine der zentralen Herausforderung
der Stadtteilplanung von heute«
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der Bewohner mit Migrationshintergrund
genannt – dies obwohl keine akuten Pro-
bleme benannt werden und keine aktuel-
len Statistiken vorliegen. Auch im Rah-
men dieser Untersuchung ist es nicht ge-
lungen, Zugang zu finden zu den
Communities von Migranten. Während
Wohnungsunternehmen und soziale Trä-
ger auf Toleranz, auf »ausgewogene sozi-

ale Mischung« setzen und die kulturelle
Vielfalt als Gewinn verstanden wissen
wollen, fühlen die Bewohner, die sich zu
diesem Thema geäußert haben – es sind
dies deutsche Bewohner im Pensionsalter
mit langjähriger Wohndauer und enger
Quartiersbindung – sich bedroht durch
Migranten, weisen diesen pauschal die
Verantwortung für Nachbarschaftskon-

flikte und Hausfrieden zu und stellen die
unmissverständliche Forderung nach
Wohlverhalten (dies wird gemessen an
der Einhaltung der Hausordnung) und
Anpassung der »Fremden« an die »deut-
schen Verhältnisse« (»Zwang zur Anpas-
sung«).

Daher scheint die Empfehlung »Inte-
gration von Migranten« (8.I.4) zunächst
utopisch zu sein. Immerhin ist es dem
Quartiermanagement inzwischen gelun-
gen, das Angebot an Deutschkursen für
Eltern von Migrantenkindern auszuwei-
ten, um die Integrationschancen von El-
tern, Kindern und Jugendlichen zu ver-
bessern. Die jüngste Gründung eines
»Internationalen Vereins für Kinder und
ihre Eltern« zielt als ein weiterer Schritt
auf eine interkulturelle Verständigung
über Elternkompetenz, über familiäre
Funktionen und öffentliche Entlastungs-
und Unterstützungsangebote sowie auf
die Erleichterung des Zugangs zu Bil-
dung, Ausbildung und auf gesellschaftli-
che Teilhabe.

Hauptanliegen aller Befragten ist die
Verbesserung der Situation der im Quar-
tier wohnenden Jugendlichen. Der Ak-
zent wird je nach Blickwinkel auf Woh-
nen, Freizeit, Kriminalität bzw. auf Schu-
le, Ausbildung und Beschäftigung gesetzt.

Die Wohnbedingungen des Großteils
der Kinder und Jugendlichen im Quartier
werden als hinderlich für die schulischen
Leistungen und für die Entwicklung von
Selbständigkeit eingestuft. Daraus resul-
tieren Empfehlungen zum Abbau der
Überbelegung von Wohnungen und zur
gezielten Bereitstellung von Wohnungen
für Jugendliche und junge Erwachsene
mit sozialpädagogischem Betreuungsan-
gebot in der Übergangsphase.

Dabei kann auf positive Erfahrungen in
der Nordweststadt zurückgegriffen wer-
den. Dieser Optimismus wurde inzwi-
schen konterkariert durch zwei Änderun-
gen des SGB II bei der Grundsicherung
von Arbeitssuchenden: die generelle Zu-
rechnung von Personen bis zur Vollen-
dung des 25.Lebensjahres zur Bedarfsge-
meinschaft der Eltern und die deutliche fi-
nanzielle Einschränkung dieses
Personenkreises beim Umzug in eine eige-
ne Wohnung. Die negativen Auswirkun-
gen dieser Rücknahme wohl bedachter
sozialpolitischer Regelungen werden erst
längerfristig spürbar und dann, so ist zu
befürchten, eher individuell zugerechnet
werden.
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Auch wenn im statistischen Durch-
schnitt der Besatz mit Jugendzentren und
Sportflächen als gut zu bezeichnen ist, be-
tonen die Befragten die Notwendigkeit,
differenzierter auf die Bedürfnisse von
Teilgruppen, wie beispielsweise Mädchen
mit Migrationshintergrund, einzugehen
und diese selbst in die Umsetzung von ge-
zielten Angeboten einzubeziehen. Die
Professionellen der Sozialen Arbeit zeigen
sich bereit, auch selbst mehr in die Stadt-
teiljugendarbeit zu investieren, Projekte
ins Leben zu rufen und Initiativen zu
unterstützen. Allerdings wird ausdrük-
klich darauf hingewiesen, dass dies ledig-
lich flankierende Maßnahmen und keine
wirkliche Lösung gesamtgesellschaft-
licher Probleme sein könnten.

Die Reichweite des Bund-Länder-Pro-
gramms und der kommunalen Program-
me »Soziale Stadt« hinsichtlich der zen-
tralen Handlungsfelder Bildung, Beschäf-
tigung und Migration ist strukturbedingt
begrenzt. Auf Quartierebene, im soge-
nannten Sozialraum, sind die gesamtge-
sellschaftlichen sozio-ökonomischen Rah-
menbedingungen nicht veränderbar. Hin-
zu kommt eine nachhaltige
Veränderungsresistenz in der ressortfi-

xierten kommunalen Administration, die,
wie bundesweite und vergleichende
Untersuchungen im Rahmen der Sozialen
Stadt zeigen (DifU 2004), nur in seltenen
Fällen durch »integrierte Handlungskon-
zepte« aufzubrechen sind.

Dies gilt im übrigen auch für die
Durchsetzbarkeit von Bewohnerpartizi-
pation gegenüber kommunalpolitischen
Entscheidungsstrukturen (Neuer-Mie-
bach/Blanc 2004). Dennoch stellt das
Programm – gerade auch im Bewusstsein
und in Kenntnis seiner tatsächlichen
Spielräume – eine Chance dar für enga-
gierte Kommunen. Daher empfiehlt die
Untersuchung beispielsweise kurzfristig
die Nutzung der kommunalen Woh-
nungsbelegungsrechte. Darüber hinaus
sollte die Bewohnerstrukturentwicklung
in diesem Quartier (wie in anderen Quar-
tieren der Sozialen Stadt) genau beobach-
tet und analysiert werden, um aktionsfä-
hig zu sein zum Zeitpunkt, zu dem die
Mietpreisbindungen auslaufen.

Diese Empfehlung wurde inzwischen
partiell aufgegriffen in Überlegungen zu
neuen freien Vereinbarungen zwischen
der Stadt Frankfurt am Main und Woh-
nungsunternehmen über die gezielte

»gemischte« Belegung einzelner Wohn-
gebäude. Zudem ist es Aufgabe der
Kommune, die Wohnungsversorgung
von einkommensschwachen Haushalten
sicherzustellen, für die die erwartbar
deutlich höheren Mietpreise nach Aus-
laufen der Mietpreisbindung nicht be-
zahlbar sind und die sich auf dem freien
Wohnungsmarkt kaum behaupten kön-
nen.

Ein Resultat der Untersuchungsergeb-
nisse zum Quartiermanagement ist die
Empfehlung, das zuständige Sozialrat-
haus als dauerhaften sozialen Dienstlei-
ster frühzeitig in die Begleitung und Or-
ganisation der sozialen Initiativen, die auf
Nachhaltigkeit angelegt sind, einzubezie-
hen – soweit dies von den Bewohnern ge-
wünscht wird.

Aus sozialwissenschaftlicher Sicht wird
der Kommune nahe gelegt, die einzelnen
Projekte und Maßnahmen des Quartier-
managements in ein noch zu entwickeln-
des integriertes Handlungskonzept für die
Nordweststadt einzubinden. Dazu gehört
auch ein abgestimmtes Verfahren über
die Verteilung der Mittel für das Quar-
tiermanagement und der investiven
Mittel für Wohnungsbau, Wohnungsmo-

ist eine Großsiedlung in Frankfurt am Main, die 1962 bis 1972
auf der grünen Wiese entstand. (In sozialarbeiterischen Fach-
kreisen ist die Siedlung bundesweit als früherer Standort des
Deutschen Vereins für private und öffentliche Fürsorge und des
Instituts für Sozialarbeit und Sozialpädagogik ISS bekannt.)
Rund 7.800 Mietwohungen, davon 80 Prozent öffentlich ge-
fördert, und 800 Eigenheime wurden auf einer Fläche von 170
Hektar errichtet. Alle Gebäude sind exakt in Nord-Süd- oder
Ost-West-Richtung ausgerichtet. Die Fußwege verlaufen ge-
trennt vom Fahrverkehr. Die Siedlung ist durch große Grün-
flächen in Nachbarschaften gegliedert. Im Jahre 1968 wurde
die Nordweststadt an die erste Linie der neuen U-Bahn in
Frankfurt am Main angeschlossen. So konnten die Einwohner
in kurzer Zeit die Innenstadt erreichen.
Die Schaffung eines differenzierten Vorschul- und Schulange-
botes (so beispielsweise die Ernst-Reuter-Schule, eine der er-
sten integrierten Gesamtschulen in der Bundesrepublik
Deutschland) sowie konzentrierte Infrastruktur- und Dienst-
leistungen im Nordwestzentrum und in drei »Kleinen Zen-
tren« gehörten zum Konzept, das eine reine Schlafstadtatmos-
phäre vermeiden und zugleich Kommunikations- und Identifi-
kationsräume bereit stellen wollte.
Der mittlere Bereich der Nordweststadt, in dem das Nord-
westzentrum liegt, wurde als Quartier der Sozialen Stadt aus-
gewählt (inzwischen erweitert um das »Kleine Zentrum Tho-
mas-Mann-Straße«). Dort wohnen über 40 Prozent der Bevöl-
kerung der Nordweststadt.

Die Bewohnerschaft hat seit 1970 um mehr als 5.000 Ein-
wohner abgenommen; sie ist bunter geworden: Lag der Anteil
der nichtdeutschen Bewohner 1970 bei drei Prozent, so sind es
heute 27 Prozent. Und sie ist älter geworden: Waren 1968 nur
6, 7 Prozent der Bewohner 65 Jahre alt und älter, so sind es im
Jahr 2005 bereits Prozent.

Aus den Wünschen, die in den Befragungen genannt wurden,
hat die Untersuchung zentrale Empfehlungen abgeleitet: die
Verbesserung des Wohnumfeldes (Spielflächen und Parken),
die Bereitstellung von Wohnraum für junge Erwachsene, die
Entwicklung und Umsetzung eines Konzepts für altengerech-
tes Wohnen und begleitetes Umzugsmanagement, sozialpoliti-
sche Vorsorge für den Wegfall der Mietpreisbindung in abseh-
barer Zeit, die Schaffung eines Treffpunktes für alteingesesse-
ne Bewohner, ein kooperatives Stadtteilschulkonzept, die
stadtteilspezifische Prüfung des Freizeitangebotes für Kinder
und Jugendliche.

Mittlerweile hat das Quartiersmanagement einige Projekte in
Gang gesetzt, beispielsweise einen Teenie-Club für Kinder zwi-
schen 12 und 14 Jahren, für Jugendliche ein Theaterprojekt
und ein Kursangebot zum Erwerb der Sportübungsleiterlizenz,
einen Einkaufsservice für ältere Menschen; Wohnumfeldver-
besserungen in Zusammenarbeit mit den Wohnungsunterneh-
men wurden begonnen und ein Arbeitskreis gegründet, der
sich um Bildung im Stadtteil – das Konzept für Stadtteilschule
kümmern wird.

Die Nordweststadt
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dernisierung und Wohnumfeldgestaltung.
Empfohlen wird auch die Inanspruch-
nahme von Bundesmitteln und Mitteln
aus einschlägigen Fonds der Europäi-
schen Union.

Die Entwicklung in den zeitgleich lau-
fenden Projekten der Sozialen Stadt in
Frankfurt am Main sollte koordiniert
und vergleichend beobachtet werden.
Nachhaltige Wirkungen des kommuna-
len Programms werden sich nur erzielen
lassen, wenn politischer Konsens herge-
stellt werden kann über die Rolle und
Funktion dieses Stadtteils im städtischen
Gesamtgefüge und seines Stellenwerts
innerhalb der Stadtentwicklungspla-
nung.

Perspektiven

Ziel der ursprünglichen stadtplaneri-
schen Konzeption für die Nordweststadt
in Frankfurt am Main war es, einen le-
bendigen, entwicklungsfähigen Stadtteil
zu schaffen mit unterschiedlichen Men-
schen, die »das gesellschaftliche Zu-
sammenleben anregen und befruchten«
(Kampffmeyer 109).

Dieses unter anderen sozio-ökonomi-
schen Vorzeichen entworfene Leitbild
sollte nichts von seiner sozialpolitischen
Prägnanz verloren haben. Die zentrale
Herausforderung der Stadt(teil)entwick-
lungsplanung heute ist die transkulturelle
Stadtgesellschaft mit alternden Deutschen
und jungen Migranten. Insbesondere Ju-
gendliche sind es, die von den zentralen
Problemen und Handlungsfeldern der So-
zialen Stadt elementar betroffen sind: Bil-
dung, Beschäftigung, Migration.

Die sozialräumlichen Bedingungen in
Quartieren wie die Nordweststadt schei-
nen eher dazu angetan, die gesellschaft-
lichen Chancen junger Menschen zu hem-
men als zu erhöhen. Diese benachteili-
genden Faktoren, nicht die Jugendlichen
selbst, sind das Störpotenzial, das es zu
entschärfen gilt.

Fazit

Städtebau und Sozialstrukturentwik-
klung stellen auch heute noch keinen Auto-
matismus mit aufsteigender Tendenz dar.

»Bonding or bridging« des Sozial-
raums? Gerade angesichts globaler Ver-
änderungen der nationalstaatlichen Ek-

kpfeiler gesellschaftlicher Entwicklung
sind eine enge Fixierung des Programms
Soziale Stadt (auf Bundes- wie auf kom-
munaler Ebene) und eine stadtsoziologi-
sche Konzentration auf den Sozialraum
Quartier diskussionsbedürftig. ◆

* Der Artikel basiert auf den Ergebnissen
einer empirischen Untersuchung des
Handlungsbedarfs für das Quartierma-
nagement in der Nordweststadt Frank-
furt am Main, durchgeführt von der
Fachhochschule Frankfurt am Main im
Jahre 2005 im Auftrag des Diakonischen
Werks. Themen, Potenziale und
Ressourcen für die Mitwirkung und
(Selbst-) Aktivität der Bewohnerschaft
sollten aufgezeigt und Empfehlungen ge-
geben werden für Strategien, Maßnah-
men und Projekte. Fokus der Studie wa-
ren Wohnen und Leben im Quartier, ins-
besondere für Jugendliche. Es wurden
primär- und sekundäranalytische, quali-
tative und quantitative Instrumente empi-
rischer Sozialforschung eingesetzt (Fach-
hochschule Frankfurt am Main, Soziale
Stadt Nordwest – Bewohneraktivierung,
Frankfurt am Main 2005).
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